
i) Bayrischer Verwaltungsgerichtshof.

5. Dezember 1928 (84. 1. 26) (R. V. BI., Band 50. S. 638).
Besetztes Gebiet.

i. Es steht unzweifelhaft fest, daß nach. dem Wallenstillstandsvertrag
vom ii. November igi8 und nach dem Friedensvertrag VOM 28. Juni 1919,
die besetzten Gebiete staats- und völkerrechtlich zum Deutschen Reiche ge-
hören.

&apos;2. Die Besetzung der deutschen Gebiete ist - wenn auch eine mili-
tärische - keine kriegerische, sondern eine vertragliche; maßgebend dafür,
ob und wieweit die deutschen Hpheitsrechte im besetzten Gebiet aufgehoben
oder beschränkt sind, ist daher nur der Inhalt der abgeschlossenen Verträge..

3. Zur Gültigkeit der bayerischen&apos;Gesetze, Verordnungen und ministe-
riellen Erlasse im Gebiet der besetzten Rheinpfalz ist die Genehmigung,oder
Zustimmung der Besatzungsbehörden nicht erforderlich. Sie treten dort

zum gleichen Zeitpunkt wie im rechtsrheinischen, Bayern in Kraft.
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